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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2008/05/0076 E 23. Juli 2009 RS 1 

(hier: nur zweiter Satz) 

Stammrechtssatz 

Wann eine Vollstreckung im Sinne des § 10 Abs. 2 Z. 1 VVG unzulässig ist, ist im Gesetz nicht näher 
ausgeführt. Der Berufungsgrund der Unzulässigkeit der Vollstreckung ist aber dann gegeben, wenn der 
Verpflichtete behauptet, dass kein entsprechender Titelbescheid vorliege, dass ein solcher ihm gegenüber nicht 
wirksam sei oder dass der Verpflichtung innerhalb der festgesetzten Frist oder doch bis zur Einleitung des 
Vollstreckungsverfahrens bereits entsprochen worden sei. Unzulässig ist eine Vollstreckung auch dann, wenn 
sich nach der Entstehung des Exekutionstitels die rechtlichen und/oder tatsächlichen Verhältnisse in einem 
wesentlichen Punkt geändert haben und damit die objektiven Grenzen der Bescheidwirkungen andere geworden 
sind, wenn der Bescheid (auf Grund einer wesentlichen Änderung der Sach- und Rechtslage) nicht mehr in 
derselben Form ergehen dürfte. Keinen Berufungsgrund bilden dagegen Umstände, über die im Titelbescheid 
bereits rechtskräftig entschieden wurde und die (bei unverändert gebliebenem Sachverhalt) daher im 
Vollstreckungsverfahren vom Verpflichteten wegen der Rechtskraftwirkung des Titelbescheides nicht mehr 
aufgerollt werden können (Hinweis auf das hg. Erkenntnis vom 10. September 2008, Zl. 2006/05/0062, und die 
dort zitierte Judikatur und Literatur). 


